
  

Gegendarstellung

Eine Regionalzeitung berichtet über den Rechtsstreit zwischen der Industrie- und
Handelskammer und einem öffentlich bestellten und vereidigten Versteigerer. Sie
informiert ihre Leser, die Stadt wolle mit dem Auktionator nicht mehr
zusammenarbeiten. Sie erwähnt, dass der Mann auch Konkursmasse versteigere,
dass ihm die Versteigerung von Orientteppichen untersagt worden sei, dass es
schon häufig Auseinandersetzungen zwischen IHK und Stadt einerseits und dem
Versteigerer andererseits gegeben habe. Der Betroffene reicht Beschwerde beim
Deutschen Presserat ein. Die in dem Artikel getroffenen Aussagen seien falsch und
geschäftsschädigend. Eine gerichtlich durchgesetzte Gegendarstellung sei bisher
nicht veröffentlicht worden. Die Chefredaktion der Zeitung gesteht ein, dass das Blatt
vom Amtsgericht verurteilt worden sei, die geforderte Gegendarstellung
abzudrucken. Dieses Urteil sei jedoch durch das Landgericht aufgehoben worden,
weil es der Kläger versäumt habe, das Urteil innerhalb eines Monats nach
Verkündigung durchzusetzen. Durch diese Entwicklung sei die Beschwerde bereits
überholt. Man sehe sich auch nicht in der Lage, die Gegendarstellung im
Kulanzwege abzudrucken. (1996)

Der Presserat stellt generell fest, dass er für die Durchsetzung von Ansprüchen auf
Gegendarstellung nicht zuständig ist. Im vorliegenden Fall sind Sachverhalte nicht
korrekt wiedergegeben worden. Eine Gegendarstellung wäre somit gerechtfertigt
gewesen. Der Beschwerdeführer bzw. sein Anwalt sind jedoch für das Versäumnis,
den Anspruch auf Gegendarstellung fristgerecht durchzusetzen, selber
verantwortlich. Der Presserat weist daher die Beschwerde als unbegründet zurück.
Er ist jedoch gleichwohl der Meinung, dass es journalistischer Fairness entsprochen
hätte, dem Beschwerdeführer ungeachtet der Fristversäumnis die Gelegenheit zu
geben, den Sachverhalt aus seiner Sicht darzustellen. Im nachhinein sieht sich der
Presserat allerdings nicht mehr in der Lage, korrigierend bzw. vermittelnd in die
Angelegenheit einzugreifen. (B 29/97)

Aktenzeichen:B 29/97
Veröffentlicht am: 01.01.1997
Gegenstand (Ziffer): Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde (1);
Entscheidung: unbegründet 
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